
Was ein Agrargemeinschaftsobmann 
so alles zu beachten hat (Teil I )  
von Dr. Johann Lutz 

ine Agrargemeinschaft, die sich aus fünf Mitgliedern zusammensetzt, besitzt 
664 ha Eigengebiet. Drei Mitglieder dieser Agrargemeinschaft, deren Höfe sich 
in einem Tiroler Hochgebirgstal befinden, wollen einen Gemeinschaftsstall er- 

richten, um die sich derzeit mitten in der Kernzone des Hoteldorfs befindlichen 
Ctallgebäude in den landwirtschaftlich genutzten Teil der Ortschaft auszusiedeln. 
Dazu müssen sie zu der bereits in ihrem Eigentum befindlichen Grundfläche zu- 
sätzlich eine geringe Teilfläche von 395 m* um einen angemessenen Preis von der 
Agrargemeinschaft dazuerwerben. Allein bis zur verbindlichen Willensbildung in 
der Agrargemeinschaft waren nach Durchlaufen des behördlichen Instanzenzuges 
bis hin zum Verwaltungsgerichtshof eineinhalb Jahre erforderlich. Erst danach 
konnte der Kaufvertrag mit der Agrargemeinschaft unterschrieben werden, und die 
Bauern durften sich der weiteren Planung und dem Baubewilligungsverfahren zu- 
wenden. Wann sie allerdings tatsächlich zum Bauen kommen, steht aufgrund der 
möglichen Verzögerungen im Bauverfahren derzeit noch nicht fest. 

In der Praxis kommt es öf- Agrarbehörde (im Folgenden 
ters vor, dass bei der Verwal- abgekürzt AB) zur Behebung 
tungsführung von Agrarge- von Gemeinschaftsbeschlüssen 
meinschaften, insbesondere bei führt. Um dies zu erreichen, 
der Einberufung und Abwick- wurde der Q 37 des Tiroler Flur- 
lung von Vollversammlungen verfassungslandesgesetzes 1996 
kleine Formfehler passieren. (im Folgenden TFLG) im Jahre 
Die Agrargemeinschaftsfunk- 1998 novelliert. Diese Novelle 
tionäre, der Obmann, der Ob- wurde im Landesgesetzblatt 

schussmitglieder, der Kassier, In 5 37 Abs. 1 bis 6 TFLG wur- 
sowie der Schriftführer und die den zum einen das Aufsichts- 

Rechtsnrinnlt Di- Rechnungsprüfer sind durch- verfahren und die Aufsichtsmit- 
Johann Lutz vertrat Wegs nicht ,,Rechtsgelehrte"; tel der AB gegenüber Agrarge- 
die Agrargemeinschuft das sollen und müssen sie wohl meinschaften im Falle von Un- 

auch nicht sein, um eine ord- regelmäßigkeiten bei der Ver- 
nungsgemäße Verwaltungs- waltungsführung geregelt; in 
führung sicherzustellen. Wäre dem von Amts wegen durchzu- 
dies der Fall, so müsste man führenden Aufsichtsverfahren 
sich fragen, ob der Gesetz- und hat nach Ab?. 8 dieses Paragra- 
Satzungsgeber von agrarge- fen lediglich die AG Parteistel- 
meinschaftlichen Funktionären lung. Zum anderen wurde in 5 
nicht zu viel verlange. 37 Abs. 7 TFLG weiters nor- 

- mannstellvertreter, die Aus- (LGBI) 77/1998 kundgemacht. 
? 

- 
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mitglied gegen die mehrheitli- 
che Beschlussfassung einen be- 
gründeten Einspruch bei der 
AB einbringt. 

Stärkung der Agrarge- 
meincchaften in ihrer 
Se1 bctverwaltung 

Wie sich aus den erläutem- 
den Bemerkungen zur Novelle 
vom Jahre 1998 ergibt, sollte 
durch diese Novelle die Selbst- 
verwaltung und Autonomie der 
Agrargemeinschaften als Kör- 
perschaften öffentlichen Rech- 
tes und als Selbstverwaltungs- 
körper gestärkt werden. Die 
eine Entscheidung tragende 
Mehrheit der AG soll in Streit- 
verfahren vor der AB Anspruch 
auf (mehr!) Schutz vor der 
Minderheit haben, welche die 
Handlungsfähigkeit der AG - in 
Bezug auf deren Beschlussfas- 
sungen - durch Anfechtung al- 
lein wegen formeller Fehler zu 
beeinträchtigen sucht, wenn das 
bei der AB mit der AG streiten- 
de Mitglied gar nicht in seinen 
wesentlichen materiellen Inter- 
essen durch die angefochtene 
mehrheitliche Beschlussfas- 
sung verletzt erscheint. Mit an- 
deren Worten sollte durch diese 
Novelle vermieden werden, - 

miert, dass Streitigkeiten aus dass in einem solchen Streitver- 
Eigene dem Mitgliedschaftsverhältnis fahren bei der AB nicht über- 
um übertriebenen Forma- zur Agrargemeinschaft (im Fol- triebener Formalismus gefor- licmuc zurückzudrängen 

genden abgekürzt AG) nicht bei dert wird und dass kleine Form- 
Gericht, sondem unter Aus- fehler für die durchwegs gründ- 

i. 

_ _  
Der Tiroler Flurverfas- schluss des Rechtsweges bei lich und ordnungsgemäß arbei- 

sungsgesetzgeber formulierte der AB auszutragen sind. Eine tenden agrargemeinschaftlichen 
eine Regelung mit dem Ziel, typische Streitigkeit aus dem Funktionäre juristisch nicht 
dass nicht jeder Formfehler in Mitgliedschaftsverhältnis ist zum „Fallstrick" werden dür- 
Streitverfahren aus dem Mit- dann gegeben, wenn ein über- fen. Dadurch sollten häufige 
gliedschaftsverhältnis bei der stimmtes Agrargemeinschafts- Beschlussbehebungen wegen 
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reiner Formverletzungen ver- 
mieden werden. Die Satzungs- 
regelungen der AG sind eben 
nicht Selbstzweck, sondern die- 
nen vielmehr der Verwirkli- 
chung der körperschaftlichen 
Autonomie, also der Verwal- 
tung (Arbeit!) der AG. Das 
Agrargemeinschaftsmitglied soll 
nach der Satzung seine dem 
Anteil entsprechende Teilhabe 
am Willensbildungsprozess in 
der AG haben, genau so soll 
aber die Satzung die Hand- 
lungsfahigkeit (Arbeitsfähig- 
keit) der Körperschaft selbst 
gewährleisten. Die erläuternden 
Bemerkungen nehmen dabei 
Bezug auf die Rechtsanschau- 
ungen des VwGH wie er diese 
schon in einer früheren Ent- 
scheidung vom 19.05.1994, 
94/07/0045, zur bloßen Verlet- 
zung von Formvorschriften bei 
der körperschaftlichen Willens- 
bildung dargelegt hat. 

Aussiedlung eines 
Stallgebäudec aus 
einem Hoteldorf 

Die Gemeinde, in der sich 
der nachstehende Fall abspielt, 
ist eine bekannte Tourismusge- 
meinde in Tirol. Der Weiler H., 
wo auch die AG ihren Sitz hat, 
liegt in der Nähe der Talstation 
einer Liftanlage eines weit über 
unsere Landesgrenzen hinaus 
bekannten Gletstherskigebie- 
tes. Das ganze Jahr über erfolgt 
der Gletscherskilauf. Durch die 
Gletscherbahn wird der Touris- 
mus nicht nur im betreffenden 
Weiler H. und in der Gemein- 
de, sondern mehr oder weniger 
in der gesamten vorgelagerten 
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Talschaft belebt. Der betreffen- 
de Weiler H. entwickelte sich 
in den letzten Jahrzehnten vom 
Bauerndorf zum Hoteldorf mit 
einzelnen landwirtschaftlichen 
Betrieben. Gerade im Interesse 
der Pflege der Kulturlandschaft 
und des Landschaftsbildes wer- 
den die angestammten land- 
wirtschaftlichen Betriebe wei- 
ter geführt. Allerdings stoßen 
die Landwirtschaftsbetriebe im 
nunmehr überwiegend für Tou- 
rismuszwecke verwendeten 
Dorfkem auf Platznot, auf ar- 
beitswirtschaftliche Probleme, 
wie auch auf Probleme mit Im- 
missionen. Gerade deshalb ha- 
ben sich drei Bauern entschlos- 
sen, außerhalb des Dorfkerns, 
einen Gemeinschaftsstall zu er- 
richten und sie bildeten zu die- 
sem Zweck eine „Stallgemein- 
Schaft". Zum Eigengnind muss- 
ten noch 395 m2 von „ihrer" 
AG zugekauft werden. 

Die drei Bauern und künfti- 
gen Stallgemeinschafter sind 
alle Mitglieder der AC, wobei 

zwei Bauern sogar die Funktion 
des Obmanns und des Obmann- 
Stellvertreter in der AG inne ha- 
ben. Zum Zweck des Verkaufs 
der geringfügigen Fläche von 
395 mz wurde von der AG eine 
außerordentliche Vollversamm- 
lung einberufen, zu welcher der 
Obmann alle Mitglieder ord- 
nungsgemäß geladen hat. 

Obmann und Stellvertreter 
waren wegen einer Inter- 
eccenkollicion befangen 

Bei der Beschlussfassung 
über den Verkauf der gering- 
fügigen Grundfläche von 395 
m2 an die drei Mitglieder der 
AG (Stallgemeinschafter) 
fühlten sich der Obmann und 
dessen Stellvertreter, auf- 
grund des Umstandes, dass 
sie als Mitkäufer der AG ge- 
genüber aufgetreten sind, als 
befangen. Sie haben daher 
nicht nur an der Beratung und 
Beschlussfassung zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht > 
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teilgenommen, sondern auch - 
im Einvernehmen mit allen 
anderen Mitliedern der AG - 
die Leitung der Vollversamm- 

_. lung an ein unbefangenes Or- 
gan, nämlich an den gewähl- 
ten Kassier übertragen. Unter 
dessen Leitung hat die AG 
dann mehrheitlich den Ver- 
kaufsbeschluss gefasst, wobei 
lediglich ein Mitglied dage- 
gen gestimmt hat. 
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Das uberstimmte Agrarge- 
meinschaftsmitglied erhob 
bei der AB Einspruch 

Dieses überstimmte Mit- 
glied hat dann gegen den Voll- 
versammlungsbeschluss bei 
der AB Einspruch erhoben. Der 
Einspruchswerber brachte eine 
Reihe von Argumenten vor, 
durch welche er sich inhaltlich 
durch die bekämpfte Beschluss- 
fassung in seinen Rechten ver- 
letzt fühlte. Im Streit aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis zur 
AG wurde bei der AB bean- 
tragt, den angefochtenen Voll- 
versammlungsbeschluss aufzu- 
heben. Unter anderem brachte 
der Einspruchswerber vor, dass 
er sich durch die Errichtung des 
Gemeinschaftsstalles dadurch 
in seinen Rechten verletzt er- 
achte, da er in der Nähe des zu 
errichtenden Gemeinschafts- 
Stalles ein Grundstück besitze, 
auf dem er die Emchtung einer 
Hotelanlage plane. Die Errich- 
tung des Gemeinschaftsstalles 
habe daher nachteilige Auswir- 
kungen auf den künftigen Ho- 
telbetrieb. Aus diesem Grund 
beantragte er, dass der Mehr- 
heitsbeschluss der AG im 
Streitverfahren vor der AB be- 
hoben werde. 

Der Einspruch wurde von 
der AB abgewiesen 

Die AB holte ein Gutachten 
eines landwirtschaftlichen Sach- 
verständigen ein. Dieser kam 
zur Auffassung, dass der Zuer- 
werb von 395 m2 durch die 
Stallgemeinschaft von der AG 
eine sinnvolle Lösung und 

Grundlage zur Errichtung eines 
Gemeinschaftsstalles sei, da 
sich dadurch größere Be- 
triebseinheiten rationeller und 
kostengünstiger bewirtschaften 
ließen. Der beabsichtigte Stand- 
ort sei zweckmäßig und der be- 
schlossene Grundkauf notwen- 
dig. Daraufhin hat die AB den 
Einspruch abgewiesen. Sie ge- 
langte zum Ergebnis, dass durch 
den angefochtenen Vollver- 
sammlungsbeschluss weder Ge- 
setz noch Satzung verletzt wür- 
den und auch nicht in wesentli- 
che Rechte des Einspruchswer- 
bers als Mitglied der AG einge- 
griffen würde. Die ablehnende 
Haltung des Einspruchswerbers 
beziehe sich vielmehr auf die 
befürchteten negativen Auswir- 
kungen auf seine beabsichtigte 
Hotelanlage auf dem ihm 
gehörigen Nachbargrundstück. 
Es läge daher an der Gemeinde 
bzw. am Einspruchswerber 
selbst, im Baurechtsverfahren 
entsprechende Maßnahmen vor- 
zusehen, um allfällige Beein- 
trächtigung hintanzuhalten oder 
zu vermindern. Dazu könne ein 
Streitverfahren bei der AB aus 
der Zugehörigkeit zur AG nicht 
Schutz bieten. Gegen den ab- 
weisenden Bescheid der AB er- 
hob der Einspruchswerber Be- 
rufung an den Landes-Agrarse- 
nat (im Folgenden abgekürzt 
LAS). 

Der LAS meint, der 
Obmann hätte den Vorsitz 
nicht abgeben dürfen 

Der LAS vertrat zwar auch 
die Auffassung, dass der Ab- 
verkauf einer Grundfläche von 
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395 m2 am Rande des Agrarge- 
meinschaftsbesitzes von insge- 
samt 664 ha nicht ins Gewicht 
falle. Der Berufung wurde aber 
dennoch Folge gegeben und der 
angefochtene Bescheid der AB 
sowie der angefochtene Voll- 
versammlungsbeschluss der 
AG wurden aufgehoben. In der 
Begründung seines Erkenntnis- 
ses führte der LAS aus, dass 
gemäß 5 8 Abs. 1 der Satzung 
für diese AG, die Vollversamm- 
lung nur unter dem Vorsitz des 
Obmannes, seines Stellvertre- 
ters oder unter Leitung der AB 
gültige Beschlüsse fassen kön- 
ne. Wie aus dem Vollversamm- 
lungsprotokoll hervorgehe, sei 
der bekämpfte Beschluss weder 
unter dem Vorsitz des Obman- 
nes oder seines Stellvertreters 
noch unter der Leitung der AB 
gefasst worden. Die Satzung 
kenne keine Befangenheit des 
Obmannes oder seines Stellver- 
treters und dadurch bedingt 
auch keinen Ausschluss von der 
Teilnahme an der Abstimmung. 
Dem Kassier den Vorsitz zu 
übergeben, sei jedenfalls nicht 
statthaft gewesen, was zur Fol- 
ge habe, dass ein gültiger Be- 
schluss nicht gefasst worden 
sei. Gegen diese ausschließlich 
formelle Betrachtungsweise der 
Berufungsbehörde erhob die 
AG eine Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof (im 
Folgenden abgekür2t VwGH). 

Nach dem VwGH habe 
die AB die Vollversamm- 
lung zu leiten 

In der Entscheidung des 
VwGH vom 18.9.2002, Z1. 

2) Sind zur festgesetzten Zeit nicht mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend, ist die 

Vollversammlung nach Ablauf einer halben Stunde ohne Rücksicht auf die Zahl der 

anwesenden Mitglieder beschlußfilliig. In der Einladung zur Vollversammlung ist auf das 

Stattfinden dieser zweiten Vollversammlung und deren BeschluOiähigkeit ausdrücklich 

hinzuweisen. 

I )  Die Vollversammlung kann nur unter dem Vorsitz des Obmannes, seines Stellvertreters oder 

unter Leitung der Agrarbehörde gültige Beschlusse fassen. 

2) Sind Anteilsrechte festgelegt, ist zu einem Beschluß der Vollversammlung die Mehrheit der 

Anteilsrechte der anwesenden Mitglieder erforderlich. FUr Miteigentiimer einer 

Stammsitzliegenschaft kann in der Vollversammlung entweder der nach 5 3 Abs. 3 namhaA 

gcinachte Verireter oder eine Person, welche die Vertretungsbefugnis schriftlich 

nachzuweisen hat, auftreten. Sind keine Anteilsrechte festgelegt, beschlient die 
~ 

2002/07/0073-6, hat dieser die 
Beschwerde der AG abgewie- 
sen. Entgegen der Ansicht des 
LAS ging der VwGH aber da- 
von aus, dass der Obmann und 
dessen Stellvertreter an der Vor- 
sitzführung verhindert waren. 
Aus der Satzung ergebe sich 
nicht, dass der Obmann oder 
dessen Stellvertreter im Falle ih- 
rer Verhinderung ihrerseits eine 
andere Person, etwa den Kassier 
mit der Vorsitzführung betrauen 
könnten. Eine Antwort auf die 
Frage, wer den Vorsitz zu über- 
nehmen habe, wenn sowohl der 
Obmann als auch sein Stellver- 
treter verhindert seien, ergebe 
sich aus 5 8 Abs. 1 der Satzung. 
Aus der Anordnung, dass die 
Vollversammlung nur unter 
dem Vorsitz des Obmannes, sei- 
nes Stellvertreters oder unter der 
Leitung der AB gültige Be- 
schlüsse fassen könne, folge, 
dass im Falle der gleichzeitigen 
Verhinderung von Obmann und 
ObmannStellvertreter die Lei- 
tung der Vollversammlung der 
AB obliege. Die Bestimmung 
des 3 8 Abs. 1, wonach gültige 
Beschlüsse der Vollversamm- 
lung nur unter dem Vorsitz des 
Obmannes, seines Stellvertre- 

ters oder unter der Leitung der AUSZLIR ~ L I S  den 
AB gefasst werden könnten, sei Mustersatzungen 
keine bloße Ordnungsvor- von Agrargemein- 
Schrift. Es könne dem Gesetzge- schufen in Tirol 
ber nicht unterstellt werden, er 
habe der Aufsichtsbehörde das 
Aufgreifen von Fehlern in Be- 
schlüssen versagen wollen, die 
so gravierend seien, dass sie im 
Sinne des 5 8 Abs. 1 der Sat- 
zung zur Ungültigkeit des Be- 
schlusses führten. In der Vor- 
sitzführung durch den Kassier 
liege somit ein Verstoß gegen 
die Satzung. Ein solcher Verstoß 
könne aber nach 5 37 Abs. 7 
TFLG nur dann zur Aufhebung 
des Beschlusses führen, wenn 
dadurch wesentliche Interessen 
des Antragstellers, also des Ein- 
spruchswerbers bzw. Beru- 
fungswerbers im Venvaltungs- 
verfahren, verletzt würden. 

Rechtsauslegung des 
VwGH nicht überzeugend 

5 37 TFLG beruft die AB 
als Aufsichtsinstanz über die 
Agrargemeinschaften. Nach 
5 37 TFLG sind aber auch 
Streitigkeiten aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis zwischen der 
AG und ihren Mitgliedern oder > 
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zwischen den Mitgliedern un- 
tereinander über Antrag und un- 
ter Ausschluss des Rechtsweges 
von der AB zu entscheiden. 
Solche Streitigkeiten aus dem 
Mitgliedschaftsverhältnis sind 
etwas anderes als Aufsichts- 
maßnahmen der AB gegen die 
AG. Dies ergibt sich schon aus 
der Überschrift des 9 37 TFLG 
(arg. ,,Streitigkeiten") und aus 
dessen Abs. 7 (Streitigkeiten 
aus dem Mitgliedschaftsver- 
hältnis sind durch die AB unter 
Ausschluss des Rechtsweges zu 
entscheiden) in Verbindung mit 
Abs. 8, worin die Parteienstel- 
lung in solchen Streitverfahren 
anders als im aufsichtsbehördli- 
chen Verfahren gegenüber der 
AG geregelt ist. Sowohl die AB 
als Erstinstanz wie der LAS als 
Berufungsinstanz haben einen 
Streit aus dem Mitgliedschafts- 
verhältnis ($ 37 Abs. 7 TFLG) 
entschieden. 

Für AB und LAS Streit 

verhältnis maßgebend 
k. aus dem Mitgliedschafts- 

In dem hier geschilderten 
Fall hat die AB nicht etwa ein 
Aufsichtsverfahren (als gesetz- 
liche Zwangsmaßnahme der 
Behörde) gegen die AG ge- 
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führt; dazu bestand auch kein 
Anlass. Es lagen keine Unre- 
gelmäßigkeiten bei der AG vor, 
welche die AB als Aufsichtsin- 
stanz auf den Plan rufen hätte 
können. Wenn sich ein Obmann 
und ein Obmannstellvertreter 
aus ihrem gesunden Rechts- 
empfinden heraus an der Mit- 
wirkung zu einem Tagesord- 
nungspunkt, in dem über eigene 
Interessen abgestimmt werden 
soll, somit berechtigterweise 
für befangen erklären, dann 
sind das nicht Unregelmäßig- 
keiten in der AG, die ein amts- 
wegiges Einschreiten der AB 
als Aufsichtsbehörde nach sich 
ziehen könnten. Dazu fehlte 
jede gesetzliche Ermächtigung 
für ein aufsichtsbehördliches 
Tätigwerden. Der vorliegende 
Fall ist vielmehr auf der Grund- 
lage der gesetzlichen Bestim- 
mungen und der geltenden Sat- 
zung, wie im Folgenden aufge- 
zeigt wird, anders zu lösen. 

Der VwGH unterscheidet 
zunächst zwar auch, wie dies 
das TFLG vorgibt, zwischen 
amtswegigen Aufsichtsverfah- 
ren im Sinne des 9 37 Abs. 6 
TFLG einerseits und Streitig- 
keiten aus dem Mitglied- 
schaftsverhältnis im Sinne des 
3 37 Abs. 7 TFLG andererseits. 

Verletzungen von wesent- 
lichen Interessen eines 
Mitgliedes entscheidend 

Der VwGH zitiert die Er- 
läuternden Bemerkungen zur 
Novelle LGBl. Nr. 77/1998 zur 
Änderung des 9 37 TFLG, in 
denen es unter anderem heißt, 
dass bei Streitigkeiten über Be- 
schlüsse und Verfügungen von 
Organen der Agrargemein- 
schaften ( 5  37 Abs. 7 TFLG) 
eine Behebung nur dann erfol- 
gen könne, wenn wesentliche 
Interessen des beschwerde- 
führenden Mitgliedes der AG 
verletzt würden. Nur objektive 
Rechtsverletzungen (das sind in 
den meisten Fällen Formverlet- 
Zungen) durch einen Beschluss 
eines Organes der AG könne 
ein Mitglied somit nicht geltend 
machen. Auch sei es nicht Auf- 
gabe eines Mitgliedes, die AG 
selbst zu schützen. Dies falle 
vielmehr in den Aufgabenbe- 
reich der gesetzlich eingerichte- 
ten Organe der AG selbst. Die 
AG stehe ja auch unter der Auf- 
sicht der AB. Bei der Beurtei- 
lung der Wesentlichkeit der ver- 
letzten Interessen müssten auch 
der Zweck der AG und weitere 
Kriterien wie etwa „ZU envar- 
tende Belastungen", die „Größe 
und finanzielle Leistungsfähig- 
keit der AG', „der Umfang und 
die Art der von der AG zu be- 
sorgenden Aufgaben" berück- 

in den nächsten beiden 
Folgen werden die Rechtsauf- 
fassungen der befassten In- 
stanzen nach einem neuerli- 
chen Vollversamrnlungsbe- 
schluss der AG dargelegt. 

sichtigt werden. W 
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